
Gesetzblatt Teil I Nr. 45 — Ausgabetag: 30. Juli 1990 761

Geländeoberfläche hergestellt werden, insoweit zu erhöhen, als der 
Bebauungsplan dies festsetzt oder als Ausnahme vorsieht

Dritter Abschnitt 
Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

§22
Bauweise

(1) Im Bebauungsplan kann die Bauweise als offene oder geschlos­
sene Bauweise festgesetzt werden.

(2) ln der offenen Bauweise werden die Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand als Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Hausgruppen 
errichtet. Die Länge der in Satz 1 bezeichneten Hausformen darf 
höchstens 50 m betragen. Im Bebauungsplan können Flächen fest­
gesetzt werden, auf denen nur Einzelhäuser, nur Doppelhäuser, nur 
Hausgruppen oder nur zwei dieser Hausformen zulässig sind.

(3) In der geschlossenen Bauweise werden die Gebäude ohne 
seitlichen Grenzabstand errichtet, es sei denn, daß die vorhandene 
Bebauung eine Abweichung erfordert.

(4) Im Bebauungsplan kann eine von Absatz 1 abweichende 
Bauweise festgesetzt werden. Dabei kann auch festgesetzt werden, 
inwieweit an die vorderen, rückwärtigen und seitlichen Grundstücks­
grenzen herangebaut werden darf oder muß.

§23
Überbaubare Grundstücksfläche

(1) Die überbaubaren Grundstücksflächen können durch die Fest­
setzung von Baulinien, Baugrenzen oder Bebauungstiefen bestimmt 
werden. § 16 Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden.

(2) Ist eine Baulinie festgesetzt, so muß auf dieser Linie gebaut 
werden. Ein Vor- oder Zurücktreten von Gebäudeteilen in geringfügi­
gem Ausmaß kann zugelassen werden. Im Bebauungsplan können 
weitere nach Art und Umfang bestimmte Ausnahmen vorgesehen 
werden.

(3) Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäu­
deteile diese nicht überschreiten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. Absatz 2 Satz 3 gilt 
entsprechend.

(4) 1st eine Bebauungstiefe festgesetzt, so gilt Absatz 3 entspre­
chend. Die Bebauungstiefe ist von der tatsächlichen Straßengrenze ab 
zu ermitteln, sofern im Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist.

(5) Wenn im Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist, können 
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Nebenanlagen im 
Sinne des §14 zugelassen werden. Das gleiche gilt für bauliche 
Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig 
sind oder zugelassen werden können.

Vierter Abschnitt
§24

Bebauungsplan zur Bestimmung der Zulässigkeit 
von Vergnügungsstätten

In den im Zusammenhang bebauten Gebieten, auf die § 19 Abs. 2 
der Bauplanungs- und Zulassungsverordnung Anwendung findet, 
können in einem Bebauungsplan aus besonderen städtebaulichen

Gründen Bestimmungen über die Zulässigkeit von Vergnügungsstät­
ten festgesetzt werden, um eine Beeinträchtigung

1. von Wohnnutzungen oder
2. von anderen schutzbedürftigen Anlagen, wie Kirchen, Schulen 

und Kindertagesstätten, oder
3. der sich aus der vorhandenen Nutzung ergebenden städtebauli­

chen Funktion des Gebiets
zu verhindern; in Gebieten mit überwiegend gewerblicher Nutzung 
können solche Bestimmungen nur zum Schutz der in Nummer 2 
bezeichneten Anlagen oder zur Verhinderung einer städtebaulich 
nachteiligen Massierung von Vergnügungsstätten festgesetzt werden. 
Die Festsetzung eines Baugebiets nach dem Ersten Abschnitt bleibt 
unberührt

Anlage 2
zu § 10 Absatz 2 vorstehender Verordnung 

Ausarbeitung der Bauleitpläne und Planzeichen (PlanZV)

§1
Planunterlagen

(1) Als Unterlagen für Bauleitpläne sind Karten zu verwenden, die 
in Genauigkeit und Vollständigkeit den Zustand des Plangebietes in 
einem für den Planinhalt ausreichenden Grade erkennen lassen 
(Planunterlagen). Die Maßstäbe sind so zu wählen, daß der Inhalt der 
Bauleitpläne eindeutig dargestellt oder festgesetzt werden kann.

(2) Aus den Planunterlagen für Bebauungspläne sollen sich die 
Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen in Übereinstim­
mung mit dem Liegenschaftskataster, die vorhandenen baulichen 
Anlagen, die Straßen, Wege und Plätze sowie die Geländehöhe 
ergeben. Von diesen Angaben kann insoweit abgesehen werden, als 
sie für die Festsetzung nicht erforderlich sind. Der Stand der 
Planunterlagen (Monat, Jahr) soll angegeben werden.

§2
Planzeichen

(1) Als Planzeichen in den Bauleitplänen sollen die in der Anlage zu 
dieser Verordnung enthaltenen Planzeichen verwendet werden. Dies 
gilt auch insbesondere für Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernah­
men und Vermerke. Die Darstellungsarten können miteinander 
verbunden werden. Linien können auch in Farbe ausgeführt werden. 
Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und Vermerke sollen 
zusätzlich zu den Planzeichen als solche bezeichnet werden.

(2) Die in der Anlage enthaltenen Planzeichen können ergänzt 
werden, soweit dies zur eindeutigen Darstellung des Planinhalts 
erforderlich ist. Soweit Darstellungen des Planinhalts erforderlich 
sind, für die in der Anlage keine oder keine ausreichenden Planzei­
chen enthalten sind, können Planzeichen verwendet werden, die 
sinngemäß aus den angegebenen Planzeichen entwickelt worden sind.

(3) Die Planzeichen sollen in Farbton, Strichstärke und Dichte den 
Planunterlagen so angepaßt werden, daß deren Inhalt erkennbar 
bleibt

(4) Die verwendeten Planzeichen sollen im Bauleitplan erklärt 
werden.

(5) Eine Verletzung von Vorschriften der Absätze 1 bis 4 ist 
unbeachtlich, wenn die Darstellung, Festsetzung, Kennzeichnung, 
nachrichtliche Übernahme oder der Vermerk hinreichend deutlich 
erkennbar ist


